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Alterssicherungsvermögen dämpft Ungleichheit –  
aber große Vermögenskonzentration bleibt bestehen
Erstmalig konnte die Vermögensverteilung um die Gegenwartswerte der Anwart-
schaften an die Alterssicherungssyteme erweitert werden. Die Ungleichheit liegt da-
durch um 20 Prozent niedriger. Auffällig sind die privilegierte Stellung der Beamten 
und die geringen Vermögen der mittleren Altersgruppen in Ostdeutschland. Dort 
sind deutliche Lücken in der Altersvorsorge sichtbar.

Von Joachim R. Frick und Markus Grabka 
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Alterssicherungsvermögen 
dämpft Ungleichheit – aber große 
Vermögenskonzentration bleibt bestehen 

Anwartschaften an Alterssicherungssysteme  – 
gesetzliche, tarifliche und private – stellen erheb-
liche Vermögensbestände dar. Analysen zur per-
sonellen Vermögensverteilung haben dies bislang 
aus Datengründen allerdings nicht vollständig 
berücksichtigt. Nach neuen Berechnungen auf Ba-
sis der 2007 erhobenen Vermögensdaten des So-
zio-oekonomischen Panels (SOEP) beliefen sich die 
gesamten Renten- und Pensionsanwartschaften 
(ohne Ansprüche an die Hinterbliebenenversor-
gung) auf rund 4,6 Billionen Euro. Im Durchschnitt 
entspricht dies 67 000 Euro je Erwachsenem. Zu-
sammen mit dem individuellen Geld- und Sachver-
mögen von durchschnittlich 88 000 Euro ergibt 
sich dadurch ein erweitertes Gesamtvermögen 
von über 155 000 Euro. Überdurchschnittlich gut 
schneiden bei einer solchen Gesamtschau Beamte 
und Pensionäre ab. 

Diese erweiterte Messung zeigt eine deutlich ge-
ringere Vermögensungleichheit als herkömmliche 
Analysen, die sich allein auf Geld- und Sachver-
mögen beziehen. Dies liegt nicht zuletzt am hohen 
Verbreitungsgrad der Ansprüche an die diversen 
Alterssicherungssysteme bei gleichzeitiger Decke-
lung aufgrund der Beitragsbemessungsgrenze in 
der Gesetzlichen Rentenversicherung. Gleichwohl 
bleibt die Konzentration der Vermögen sehr hoch 
und die dämpfende Wirkung des Alterssicherungs-
vermögens wird künftig wohl an Bedeutung verlie-
ren. Hier wirken sich sinkende Versorgungsniveaus 
in Folge der Reformen der Alterssicherungssyste-
me und zunehmende Lücken im Erwerbsverlauf 
aus – mit dem Risiko steigender Altersarmut. 

Mit diesem Bericht werden bisherige Analysen 
des DIW Berlin zur Höhe, Zusammensetzung 
und Verteilung der individuellen privaten Ver-
mögen im Jahr 2007 erweitert.1 Er beruht auf 
einem von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten 
Forschungsvorhaben zur Geld- und Sachvermö-
gensverteilung.2 Das Geld- und Sachvermögen 
der privaten Haushalte wird ergänzt um Vermö-
gensbestände in Form von Anwartschaften an 
Alterssicherungssysteme. Empirische Grundlage 
sind vorrangig die vom DIW Berlin in Zusam-
menarbeit mit Infratest Sozialforschung erho-
benen Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) des Erhebungsjahres 2007.3 Das Vermö-
gen wird im SOEP auf der Personenebene erfragt. 
Im Folgenden werden individuelle Vermögen von 
Personen ab 17 Jahren ausgewiesen.

Das SOEP erfasst folgende Vermögenskomponen-
ten: selbst genutzter und sonstiger Immobilienbe-
sitz, Geldvermögen, Vermögen aus Lebens- und 
privaten Rentenversicherungen, Bausparverträge, 
Betriebsvermögen, Wertsachen sowie Konsumen-
ten- und Hypothekenkredite. Nach Abzug der Ver-
bindlichkeiten vom Bruttovermögen erhält man 
das unter Wohlfahrtsgesichtspunkten relevante 
Nettogesamtvermögen, das Gegenstand der Ana-
lysen zur personellen Vermögensverteilung ist.

Herkömmliche Vermögensanalysen sind mit dem 
Problem konfrontiert, dass es je nach Berufsgrup-

1	 Vgl. Frick, J. R., Grabka, M. M.: Gestiegene Vermögensungleichheit 
in Deutschland. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 4/2009.
2	 Erstellung und Analyse einer konsistenten Geld- und Sachver-
mögensverteilungsrechnung für Personen und Haushalte 2002 und 
2007 unter Berücksichtigung der personellen Einkommensverteilung. 
Projektnummer S-2006-835-4; Projektleitung Joachim R. Frick und 
Markus M. Grabka. Der Abschlussbericht dieses Forschungsvorhabens 
ist im Erscheinen.
3	 Das SOEP ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung privater 
Haushalte, die seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 in Ost-
deutschland jährlich durchgeführt wird; vgl. Wagner, G. G., Frick, J. R., 
Schupp, J.: The German Socio-Economic Panel Study (SOEP) – Scope, 
Evolution and Enhancement. In: Schmollers Jahrbuch, Journal of 
Applied Social Studies, Vol. 127(1), 2007, 139–169. 
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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige 
Interview zum Anhören  
finden Sie auf  
www.diw.de/interview

Herr Dr. Grabka, Sie haben die Vermögensver-
teilung in Deutschland unter der Berücksichti-
gung der Anwartschaften für die Alterssiche-
rung untersucht. Was ändert sich durch die 
neue Betrachtungsweise?
Wir bekommen eine genauere Vorstellung dar-
über, wie viel das Vermögen in der Alterssiche-
rung ausmacht. Der Gegenwartswert der künf-
tig zu erwartenden Rentenzahlungen summiert 
sich auf etwa 4,6 Billionen Euro. Berücksichtigt 
sind Anwartschaften an die Gesetzliche Ren-
tenversicherung, an berufsständische Versor-
gungssysteme, an die Alterssicherungskassen 
der Landwirte, aber auch Anwartschaften an 
Betriebsrenten oder an das Pensionswesen für 
die Beamten.

Dabei handelt es sich aber 
doch nur um einen fiktiven 
Vermögenswert?
Ja, ich kann mein Alters-
sicherungsvermögen nicht 
beleihen, ich kann es mir 
nicht vorzeitig auszahlen 
lassen, ich habe auch kei-
nen wirklich festgelegten 
privatwirtschaftlich gesicherten Wert, weil in 
der Gesetzlichen Rentenversicherung nur Ent-
geltpunkte gesammelt werden und der Ren-
tenwert von der Politik neu festgelegt werden 
kann. Das heißt, es gibt durchaus verschiedene 
Argumente, warum dies auch ein eingeschränk-
ter Vermögensbegriff ist.

Welche Personengruppen stehen am besten 
und welche am schlechtesten da?
Personen am Beginn ihres Berufslebens haben 
ein sehr geringes Alterssicherungsvermögen 
und Personen kurz vor der Verrentung ein sehr 
hohes. Schaut man sich die verschiedenen Be-
rufsgruppen genauer an, so erkennt man, dass 
Arbeiter und Angestellte mit mittlerer Quali-
fikation ein Alterssicherungsvermögen von 
etwa 40 000 Euro haben. Höher qualifizierte 
Beschäftigte haben um die 80 000 Euro. Inter
essant ist, welche Gruppen besonders hervor-
stechen. Das sind vorrangig die Beamten und 
die Pensionäre. Die Beamten im gehobenen 

und höheren Dienst haben im Durchschnitt ein 
Alterssicherungsvermögen von etwa 130 000 
Euro, Pensionäre sogar einen Wert von mehr 
als 300 000 Euro.

Was bedeuten Ihre Ergebnisse für die Betrach-
tung der Vermögensungleichheit in Deutsch-
land?
Erwartungsgemäß werden die Unterschiede 
geringer, weil jeder abhängig Beschäftigte 
und zum Teil auch Selbständige auf freiwilliger 
Basis Vorsorge in verschiedenen Alterssiche-
rungssystemen betreiben. Dementsprechend 
reduziert sich das Niveau an Vermögensun-
gleichheit gegenüber dem Geld- und Sachver-
mögen um etwa 20 Prozent.

Ist damit der Trend zu einer 
zunehmenden Vermögens-
ungleichheit in Deutsch-
land vorbei?
Das darf man nicht mit
einander verwechseln. Wir 
schauen uns hier die Vermö-
gensverteilung nur zu einem 
bestimmten Zeitpunkt an. 

Das steht nicht im Gegensatz zu der Aussage, 
dass wir insbesondere in den letzten fünf Jah-
ren eine deutliche Zunahme der Vermögensun-
gleichheit in Deutschland beobachtet haben. 
Wir gehen davon aus, dass auch zukünftig die 
Vermögensungleichheit zunehmen wird.

Was bedeuten Ihre Ergebnisse für künftige so-
zialpolitische Weichenstellungen?
Ein Ergebnis, das ins Auge fällt, ist die hervor-
gehobene Position der Beamten und Pensio-
näre. Diese Bevölkerungsgruppe ist doppelt 
privilegiert. Sie muss zum einen keine eigenen 
Beiträge für die Altersvorsorge leisten und ist 
zudem privilegiert, weil das allgemeine Versor-
gungsniveau bei Pensionären deutlich höher ist 
als bei den abhängig Beschäftigten. Interessan-
terweise orientiert sich das Versorgungsniveau 
der Beamten an den letzten Gehaltsbezügen 
und nicht an den Lebensarbeitseinkommen wie 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung. Das 
ist zumindest diskussionsbedürftig.

Sechs Fragen an Markus Grabka

„Wir gehen davon aus, dass auch 
zukünftig die Vermögensungleichheit 
zunehmen wird“

»

Bestimmte 
Bevölkerungs
gruppen sind  

doppelt privilegiert –  
das ist zumindest 

diskussionsbedürftig.

«

Dr. Markus Grabka, 
Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Abteilung 
Längsschnittstudie  
Sozio-oekonomisches Panel 
(SOEP)  
am DIW Berlin
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pe zum Teil grundlegende Unterschiede in der 
Ausgestaltung der Alterssicherungssysteme bezie-
hungsweise des Vorsorgeverhaltens gibt, die sich 
sehr unterschiedlich auf Höhe und Struktur der 
gemessenen Vermögen auswirken.4 So betreiben 
insbesondere Selbständige private Vorsorge für 
das Alter in Form von (Lebens-) Versicherungen 
und Immobilienbesitz – in vielen Fällen dient 
auch das Betriebsvermögen der Alterssicherung. 
Derartige Vermögenskomponenten werden typi-
scherweise in Befragungen wertmäßig erfasst. 
Im Gegensatz dazu sorgen abhängig Beschäftigte 
über ihren Pflichtversichertenstatus in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung (GRV) und über 
Betriebsrenten für das Alter vor. Es werden An-
wartschaften an diese Alterssicherungssysteme 
erworben, die eigenständige Vermögenswerte 
darstellen, auch wenn sie sich in vielerlei Hin-
sicht von Geld- und Sachvermögen unterscheiden 
(Kasten 1). Da Befragte in der Regel ihre Rentenan-
wartschaften nicht quantifizieren können, wurden 
Rentenanwartschaften bislang in Befragungen 
meist nicht berücksichtigt und daher auch in Ver-
mögensanalysen vernachlässigt.5 

4	 Dieses Problem der Vergleichbarkeit ist noch wesentlich größer 
bei internationalen Vergleichen. Vgl. hierzu exemplarisch Frick, J. R., 
Headey, B.: Living Standards in Retirement: Accepted International 
Comparisons are Misleading. In: Schmollers Jahrbuch, 129(2), 2009, 
309–319. Erste Erfahrungen zur international harmonisierten Vermö-
gensmessung finden sich in Sierminska, E., Brandolini, A., Smeeding, T.: 
The Luxembourg Wealth Study – A Cross-Country Database for 
Household Wealth Research. In: Journal of Economic Inequality, 4(3), 
2006, 375–383.
5	 So werden bislang weder in der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS) des Statistischen Bundesamtes noch im SOEP Informatio
nen über Anwartschaften an Alterssicherungssysteme erhoben. Eine 
Ausnahme ist Hober, R.-J.: Versorgungsvermögen in der Vermögens-

Im Folgenden werden der Umfang und die Vertei-
lung von Geld- und Sachvermögen ohne und mit 
Berücksichtigung der bisher erworbenen Renten- 
und Pensionsanwartschaften dargestellt. Einbe-
zogen werden nur eigene Anwartschaften an die 
Alterssicherungssysteme; Ansprüche an die Hin-
terbliebenenversorgung werden hier außer Acht 
gelassen. Anwartschaften an Betriebsrenten und 
die berufsständische Versorgung können nur für 
die bereits verrenteten Personen berücksichtigt 
werden, da Individualinformationen zu Umfang 
und Verbreitung dieser beiden Zweige der Alters-
sicherung bei noch im Erwerbsleben stehenden 
Versicherten nicht verfügbar sind.6 

Selbständige liegen bei Geld-  
und Sachvermögen vorn

Neben Erbschaften und Schenkungen stellt die 
aktuelle oder die frühere Erwerbstätigkeit eine 
wichtige Quelle für den Vermögensaufbau dar. 
Die Sparleistung wird dabei maßgeblich von der 
beruflichen Stellung und dementsprechend von 

verteilung. Die Kapitalisierung der Versorgungsansprüche mit Vermö-
genscharakter und ihre Einbeziehung als Versorgungsvermögen in die 
personelle Vermögensverteilung der Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 1973. Tübingen 1981.
6	 Anwartschaften aus der Landwirtschaftlichen Versorgungskasse 
sind fallzahlbedingt nicht separat berücksichtigt worden, dies gilt 
auch für die Künstlersozialversicherung. Aus Gründen der Verein-
fachung werden diese wie Versicherte der GRV behandelt. Eventuelle 
Ansprüche aus einer Rente der Gesetzlichen Unfallversicherung 
werden der GRV zugeschlagen, da gewöhnlich eine Berufsunfähig-
keitsrente bei Erreichen der Regelaltersgrenze in eine Altersrente 
umgewandelt wird. 

Zwar legt der hohe Verbreitungsgrad von Rentenan-
wartschaften und von Beamtenpensionsansprüchen die 
Berücksichtigung dieser Komponenten im Rahmen einer 
umfassenden Vermögensanalyse nahe.1 Gleichwohl 
stellen aber erworbene Anwartschaften an Alterssiche-
rungsleistungen, die bei Erreichen der Regelaltersgrenze 
gewährt werden, nur einen fiktiven Vermögenswert dar. 
Zudem ist eine einfache Addition mit dem Geld- und 
Sachvermögen problematisch, denn Geld- und Sachver-
mögen weist spezifische Funktionen auf, die von Ren-
tenanwartschaften weitgehend nicht erfüllt werden.2 
So können aus Rentenanwartschaften keine (weiteren) 

1	 Zur Verbreitung und zum Unfang verschiedener Alterssiche-
rungsformen vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS): Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Renten
versicherungsbericht 2008 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI (Alters
sicherungsbericht 2008).
2	 Vergleiche dazu Frick, J. R., Grabka, M. M., a.a.O. 

Einkommen erzielt werden, die Nutzungsfunktion wie bei 
Immobilien entfällt, und es gibt nur eine sehr begrenzte 
Vererbungsmöglichkeit in Form von Hinterbliebenen-
renten. Die mit hohen Geldvermögen einhergehende 
Macht-, Sozialisations- und Prestigefunktion ist beim 
Alterssicherungsvermögen ebenfalls nicht relevant. Eine 
vorzeitige Liquidation der Anwartschaften, etwa zum 
Kauf einer Immobilie, sowie eine Beleihung sind aus-
geschlossen. Es verbleibt also lediglich die Sicherungs-
funktion. Aber auch diese Funktion ist beschränkt auf 
die individuelle Lebensphase nach dem Eintritt in den 
Ruhestand oder bei Erwerbsunfähigkeit und zur Absi-
cherung von Hinterbliebenen.3 

3	 Gegen die Berücksichtigung von Sozialversicherungsansprüchen 
als Vermögen kann zudem angebracht werden, dass es sich zwar 
um privatwirtschaftlich geschützte Kapitalbestände handelt, der 
Staat den Wert umlagefinanzierter Anwartschaften aber jederzeit 
ändern könnte. 

Kasten 1

Vermögenscharakter von Rentenanwartschaften
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dem erzielten Einkommen bestimmt.7 Während 
un- oder angelernte Arbeiter und Angestellte (ohne 
Ausbildungsabschluss) im Jahr 2007 nur über ein 
Geld- und Sachvermögen von rund 34 000 Euro 
verfügten, waren es bei qualifiziertem Fachperso-
nal (zum Beispiel bei Vorarbeitern und Meistern) 
mehr als 80 000 Euro (Tabelle 1). Angestellte mit 
umfassenden Führungsaufgaben erreichten ein 
durchschnittliches individuelles Nettovermögen 
von mehr als 300 000 Euro. Aus früheren Ana-
lysen ist bekannt, dass Beamte überdurchschnitt-
lich hohe Nettovermögen besitzen.8 Dies kann 
auf Basis individueller Vermögensangaben aus 
dem SOEP bestätigt werden. Dabei zeigt sich, 
dass Beamte im einfachen oder mittleren Dienst 
ein individuelles Nettovermögen von gut 63 000 
Euro aufweisen und damit über erheblich mehr 
Vermögen verfügen als Facharbeiter und ein-
fache Angestellte. Beamte des gehobenen oder 
höheren Dienstes erreichen im Durchschnitt ein 
individuelles Netto-Geld- und Sachvermögen von 

7	 Im Folgenden werden Personen nach der beruflichen Stellung im 
Befragungsjahr 2007 des SOEP unterschieden. Gleichwohl kann eine 
Person zuvor in einer anderen beruflichen Stellung tätig gewesen sein, 
was sowohl auf die Höhe des Geld- und Sachvermögens als auch auf 
die Alterssicherungsanwartschaften Einfluss haben kann. 
8	 Vgl. Stein, H.: Anatomie der Vermögensverteilung. Berlin 2004.

mehr als 140 000 Euro. Sie liegen damit um gut 
60 000 Euro über Angestellten mit qualifizierter 
Tätigkeit, Vorarbeitern oder Meistern. 

Am höchsten ist das Geld- und Sachvermögen von 
Selbständigen. Zum einen müssen Selbständige 
stärker private Altersvorsorge betreiben, zum an-
deren schlägt das Betriebsvermögen selbst stark 
zu Buche. Je größer ein Betrieb – hier gemessen 
an der Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter – des-
to höher der Vermögenswert. Bei Selbständigen 
ohne Mitarbeiter lag dieser im Jahr 2007 bei etwa 
175 000 Euro, verdoppelte sich in etwa für solche 
mit bis zu neun Beschäftigten und stieg auf mehr 
als 1,1 Millionen Euro bei Selbständigen mit mehr 
als zehn Mitarbeitern. 

Arbeitslose liegen mit einem Vermögen von 
knapp 17 000 Euro weit unter dem Durchschnitt. 
Unter den (Langzeit-)Arbeitslosen ist auch der 
Anteil der Vermögenslosen und Verschuldeten 
mit 63 Prozent am höchsten. Rentner sind da-
gegen lebenszyklusbedingt überdurchschnittlich 
vermögend (108 000 Euro), da sie im Vergleich 
zu Erwerbstätigen bereits über einen langen Zeit-
raum Vermögen akkumulieren konnten und ihr 
Wohneigentum oft bereits vollständig entschul-

Tabelle 1

Individuelles Netto-Geld- und Sachvermögen und Gegenwartswert1 von Alterssicherungsvermögen  
nach beruflicher Stellung 2007
In Euro

Individuelles 
Netto-Geld- und 
Sachvermögen 

Gegenwartswert 
der Renten- und 

Pensions
anwartschaften

Erweitertes 
individuelles  

Netto-Vermögen

Gegenwartswert 
der Renten- und 
Pensionsanwart-

schaften in Prozent 
des Netto-Geld- und 

Sachvermögens

Alter in Jahren 
(Median)

Bevölkerungs
anteil in Prozent

Auszubildende, Praktikanten, Wehr-, Zivildienst
leistende

9 874 2 866 12 740 29 20 7,8

Un-, angelernte Arbeiter, Angestellte ohne  
Ausbildungsabschluss

34 367 40 193 74 560 117 43 9,7

Gelernte und Facharbeiter, Angestellte mit ein-
facher Tätigkeit

45 950 40 594 86 544 88 41 10,8

Vorarbeiter, Meister, Polier, Angestellte mit 
qualifizierter Tätigkeit

81 746 49 093 130 839 60 41 20,4

Angestellte mit umfassenden Führungsaufgaben 308 367 78 614 386 981 26 47 0,7

Beamte, einfacher und mittlerer Dienst 63 364 80 683 144 047 127 40 1,3

Beamte, gehobener und höherer Dienst 140 339 128 026 268 365 91 48 3,0

Selbständige ohne Mitarbeiter 2 174 618 46 047 220 665 26 47 3,6

Selbständige mit 1–9 Mitarbeitern 345 571 23 222 368 793 7 44 2,0

Selbständige mit 10 und mehr Mitarbeitern 1 109 367 22 600 1 131 967 2 44 0,5

Nicht Erwerbstätige im erwerbsfähigen Alter 86 536 26 458 112 994 31 43 6,2

Arbeitslose 16 702 39 521 56 223 237 40 6,6

Rentner 108 129 125 093 233 222 116 71 24,3

Pensionäre 195 857 306 856 502 713 157 68 1,6

Keine Angabe zur beruflichen Stellung 69 668 106 094 175 762 152 60 1,8

Insgesamt 88 034 67 302 155 336 76 47 100

1 	 Bei einer Diskontierungsrate von drei Prozent, ohne Hinterbliebenenversorgung.
2 	 Inklusive mithelfender Familienangehöriger.

Quelle: SOEP 2007. DIW Berlin 2010
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Beamte verfügen über die 
höchsten Anwartschaften an die 
Alterssicherungssysteme 

Die Altersversorgung unterscheidet sich in ihrer 
Organisation und im Versorgungsniveau stark 
nach beruflicher Stellung. Dementsprechend zei-
gen sich auch beim Gegenwartswert der bisher 
individuell erworbenen Rentenanwartschaften 

det haben. Die günstigere Vermögensposition 
der Beamten setzt sich im Ruhestand fort. Das 
durchschnittliche Nettogesamtvermögen von 
Pensionären liegt mit knapp 200 000 Euro weit 
über dem Durchschnitt. 

Die Möglichkeiten zur Abschätzung der Höhe und Ver-
teilung individueller Vermögen unter Berücksichtigung 
von Rentenanwartschaften waren bislang aufgrund 
mangelnder Verfügbarkeit adäquater Mikrodaten ein-
geschränkt. Mit den vom Forschungsdatenzentrum der 
Deutschen Rentenversicherung Bund (FDZ-RV) zur Ver-
fügung gestellten Mikrodatensätzen ist es möglich,1 
eine Analyse der individuellen Anwartschaften an die 
GRV vorzunehmen. Ein direktes Zusammenführen von 
personenbezogenen Informationen identischer Beob-
achtungen aus Befragungsdaten wie dem SOEP und 
entsprechenden Informationen aus den Rentendaten 
ist jedoch datenschutzrechtlich nicht erlaubt und zudem 
technisch nicht möglich, da die zur Verfügung stehenden 
Mikrodatensätze stark anonymisiert sind. Die Daten-
bestände des SOEP und der Versichertenkontenstich-
probe des FDZ-RV werden für die vorliegende Arbeit 
daher mit Hilfe eines Statistical-Matching-Verfahrens 
zusammengeführt. Das bedeutet, dass auf Basis von 
möglichst vergleichbaren Charakteristika, die in beiden 
Datensätzen zur Verfügung stehen, Beobachtungen als 
ähnlich identifiziert werden.2 Darauf aufbauend werden 
Informationen der Rentenversicherungsdaten den SOEP-
Befragungsdaten zugewiesen. 

Neben den Anwartschaften an die GRV können bei ab-
hängig Beschäftigten auch Anwartschaften an Betriebs-
renten und an die Zusatzversorgung des öffentlichen 
Dienstes (VBL) bestehen. Anwartschaften aus sonstigen 
Altersvorsorgesystemen wie einer berufsständischen 
Versorgung liegen im Falle von Freiberuflern (zum Bei-
spiel Architekten oder Ärzte) oder Handwerkern (zum 
Beispiel Versorgungswerke der Innungen) vor. Die Höhe 
der laufenden Zahlungen aus diesen verschiedenen Al-
tersvorsorgesystemen werden im SOEP bei den bereits 
verrenteten Personen direkt erfragt, das heißt der ent-
sprechende Gegenwartswert dieser Anwartschaften 

1	  Wir danken der Deutschen Rentenversicherung Bund für die 
Bereitstellung anonymisierter Mikrodaten.
2	  Dies erfolgt unter Berücksichtigung einer sogenannten 
Mahalanobis-Distanzfunktion.

kann bestimmt werden. Die Höhe der Anwartschaften 
für noch aktive Versicherte fehlt jedoch, da zum einen 
im SOEP die Informationen zur Höhe der erworbenen 
Anwartschaften an diese Altersvorsorgesysteme nicht 
erfragt werden, da Befragte die konkreten Antworten oft 
nicht kennen, zum anderen liegt bislang auch keine exter-
ne Datenquelle vergleichbar mit der Versichertenkonten-
stichprobe der GRV vor, um per Statistical-Matching diese 
fehlenden Informationen zu generieren. Für die Kohorten 
vor Renteneintritt sind damit die Vermögensansprüche 
aus diesen Alterssicherungssystemen unterschätzt. 

Für bereits pensionierte Personen liegen im SOEP Infor-
mationen zur Höhe der Beamtenpension vor. Für aktive 
Beamte wird die Höhe der Anwartschaften auf Basis 
der Dienstlaufbahn und der Beschäftigungsdauer ap-
proximiert. 

Die Bewertung von bereits erworbenen Rentenan-
wartschaften erfolgt durch Kapitalisierung – also die 
Berechnung des diskontierten Gegenwartswertes 
wiederkehrender künftiger Zahlungen. Für die Dauer 
der Auszahlung wird die durchschnittliche fernere Le-
benserwartung (nach den Sterbetafeln 2005/2007 des 
Statistischen Bundesamtes getrennt nach Ost- und West-
deutschland und nach Geschlecht) herangezogen und 
zusätzlich ein je nach Alterskohorte variierendes Ren-
teneintrittsalter zwischen 65 und 67 Jahren zugrunde 
gelegt. Durch die weitere Annahme, dass sich künftige 
Rentensteigerungen und die Inflation gerade ausglei-
chen,3 werden die Berechnungen dahingehend verein-
facht, dass der Realwert der Ansprüche erhalten bleibt.4  

3	  Vergleiche Wagner, G. G.: Umverteilung in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung – Eine theoretische und empirische Analyse 
zum Versicherungsprinzip in der Gesetzlichen Rentenversicherung. 
Forschungsreihe des Sonderforschungsbereichs 3, Band S8, Frank-
furt und New York 1984. 
4	  Aufgrund der Rentenreform 2004 und des damit eingeführten 
Nachhaltigkeitsfaktors werden die künftigen Rentenansprüche bei 
gleicher Zahl von Entgeltpunkten von Geburtskohorte zu Geburts-
kohorte niedriger ausfallen. Aus Gründen der Vereinfachung wird 
hier aber von diesem Aspekt abgesehen. 

Kasten 2

Methodische Probleme der Kapitalisierung von Rentenanwartschaften und 
Pensionsansprüchen
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große Differenzen (Kasten 2). Beamte erzielen mit 
weitem Abstand die höchsten Anwartschaften. Im 
Pensionsalter (hier approximiert mit der Alters-
gruppe 63 bis 67 Jahre) beträgt der entsprechende 
Gegenwartswert rund 400 000 Euro. Andere ab-
hängig Beschäftigte (Arbeiter und Angestellte) des 
gleichen Alters können mit rund 160 000 Euro 
lediglich rund 40 Prozent des Wertes der Anwart-
schaften von Beamten erwarten (Abbildung 1). 

Hierbei ist aber zu beachten, dass sich in der 
Gruppe der Arbeiter und Angestellten auch 
Arbeitslose und Personen in Ausbildung, Um-
schulung oder Kindererziehungszeiten befinden, 
die Anwartschaften an die GRV erworben ha-
ben. Aus diesem Grund werden hier dauerhaft 
beschäftigte Arbeiter und Angestellte gesondert 
betrachtet. Sie weisen weitgehend lückenlose 
Erwerbskarrieren auf und verfügen bei Verren-
tung über mindestens 40 Versicherungsjahre. 
Für diese Gruppe liegt der Gegenwartswert der 
Rentenanwartschaften bei rund 200 000 Euro 
und damit um gut 40 000 Euro über dem Wert 
für alle Arbeiter und Angestellten – gleichwohl 
ist dies nur halb so viel wie bei Beamten. 

Maßgeblich für den ausgeprägten Unterschied 
zwischen den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten und den Beamten sind der ununter-
brochene Beschäftigungsverlauf und das höhere 
Versorgungsniveau der Beamten. Die Höhe einer 
Beamtenpension richtet sich im Wesentlichen 
nach den letzten ruhegehaltfähigen Bezügen und 
nicht wie bei Versicherten der GRV nach dem 
sozialversicherungspflichtigen Einkommen aller 
Jahre der bisherigen Beschäftigung.9 Zudem stel-

9	 Darüber hinaus stellen Beamte aufgrund der beamtenrechtlich 
vorgeschriebenen Gesundheitsprüfung eine positive Selektion dar. 
Zudem ist auch das Ausbildungsniveau der Beamten insgesamt etwas 
höher als bei allen abhängig Beschäftigten, was wiederum zur Erklä-
rung der höheren Beamtenbezüge beiträgt. Dem kann aber entgegen-
gehalten werden, dass die durchschnittlichen Bruttoentgelte von 
Beamten im Vergleich zur Privatwirtschaft im langjährigen Vergleich 
etwas niedriger ausfallen.

Abbildung 1

Gegenwartswert1 von Renten- und Pensionsanwartschaften 
nach Alter und Berufsgruppen 2007
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1 	 Auf der Basis einer Diskontierungsrate von 3 Prozent. 

Quelle: SOEP 2007. � DIW Berlin 2010

Zur Abdiskontierung wird ein Zinssatz von drei Prozent 
unterstellt.5 

Des Weiteren müssen steuerlich relevante Unterschie-
de zwischen verschiedenen Statusgruppen berück-
sichtigt werden, um den Nettowert des Alterssiche-
rungsvermögens zu bestimmen. So werden Leibrenten 
und andere Leistungen wie Renten der GRV, der land-
wirtschaftlichen Alterskassen oder berufsständischer 
Versorgungseinrichtungen nicht vollständig besteu-
ert, sondern es gilt ein je nach Beginn des Bezugs einer 
Rente unterschiedlich hoher steuerpflichtiger Ertrags-
anteil (§22 EStG). So werden Renten, die erstmals 
2007 bezogen wurden, einheitlich mit einem Ertrags-
anteil von 54 Prozent belastet. Mit jedem weiteren 
Kalenderjahr steigt der Ertragsanteil bei Neurenten 
bis zum Jahr 2020 auf 80 Prozent und bis 2040 auf 
100 Prozent.6 Beamtenpensionen sind im Gegensatz 
dazu bereits heute vollständig steuerpflichtig. Um den 
Nettowert des Sozialvermögens zu bestimmen, wird 
hier der im Jahr 2007 geltende individuelle Steuersatz 
angewendet und zudem nach Beamten und Beziehern 
sonstiger Renten unterschieden.7 

Für Anwartschaften an private Rentenversicherungen 
wird kein Gegenwartswert bestimmt, da diese Vermö-
genskomponenten bereits im Fragebogen des SOEP 
im Rahmen der Erfassung des Netto-Geldvermögens 
direkt erhoben werden. 

5	  In alternativen Spezifikationen wurde der Zinssatz zwischen null 
und fünf Prozent variiert; die Wahl des Zinssatzes hat definitions-
gemäß einen Einfluss auf die Höhe des Gegenwartswertes, ändert 
aber wenig an den hier dargestellten Relationen nach Berufsgrup-
pen. 
6	  Mit dem Alterseinkünftegesetz wird seit 2005 das Prinzip 
der nachgelagerten Besteuerung von Renten in Deutschland 
angewendet. Danach werden alle Altersbezüge schrittweise bis 
zum Jahr 2040 in eine vollständige Besteuerung überführt. Im 
Gegenzug können dafür Altersvorsorgeaufwendungen steuer-
lich in Abzug gebracht werden, was die Progressionswirkung 
und die Steuerlast in der Zeit der Erwerbseinkommenserzielung 
senkt. 
7	  Durch die Anwendung des aktuellen individuellen Steuersat-
zes wird bei aktiven Versicherten eine relativ hohe steuerliche 
Belastung unterstellt. Die tatsächliche Steuerlast müsste aber 
zum Zeitpunkt des Renteneintritts für jede Alterskohorte sepa-
rat simuliert werden. Durch die neu eingeführte nachgelagerte 
Besteuerung wäre eine solche Simulation aber mit erheblichen 
Annahmen über die künftige Einkommenssituation der entspre-
chenden Personen verbunden. 
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len eventuelle Betriebsrenten bei sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten im Allgemeinen nur 
eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers dar. 

Selbständige sind zwar gewöhnlich nicht pflicht-
versichert in der GRV,10 es können aber neben 
freiwilligen Beiträgen auch Ansprüche aus Zei-
ten einer früheren abhängigen Beschäftigung 
bestehen. Im Ergebnis zeigt sich, dass der Gegen-
wartswert aus Rentenanwartschaften bei den 
Selbständigen bis zum Verrentungsalter zum Teil 
deutlich unter dem der Arbeiter und Angestellten 
liegt. Hierin kommt natürlich auch zum Aus-
druck, dass Selbständige die gesparten Beiträge 
zur Sozialversicherung in der Regel zum Aufbau 
privaten Vermögens nutzen, womit im Allgemei-
nen eine höhere Rendite verbunden ist. Nur eine 
Zusammenschau aller Vermögenskomponenten 
(Geld-, Sach-, und Alterssicherungsvermögen) 
liefert also ein umfassendes Bild der Vermögens-
verteilung. 

Ab dem 60. Lebensjahr nimmt der Gegenwarts-
wert der Rentenanwartschaften bei den Selbstän-
digen deutlich zu und erreicht mit rund 150 000 
Euro etwa das Niveau der Arbeiter und Ange-
stellten. Dies ist unter anderem auf freiwillige 
und nachträgliche Beitragszahlungen in die GRV 
zurückzuführen, zum Beispiel um Mindestver-
sicherungszeiten zu erlangen, die die Auszahlung 
einer GRV-Rente rechtfertigen. 

Insgesamt belief sich im Jahr 2007 der Gegen-
wartswert der eigenen Anwartschaften an die GRV 
auf 3,52 Billionen Euro. Die Beamtenpensionen 
summierten sich auf 790 Milliarden Euro und die 
Betriebsrenten (inklusive der Zusatzversorgung 
des öffentlichen Dienstes (VBL)) auf weitere 220 
Milliarden Euro. Somit ergeben sich für die ge-
samte Bevölkerung Anwartschaften (einschließ-
lich der berufsständischen Versorgung mit etwa 
50 Milliarden Euro) im Gesamtgegenwartswert 
von 4,59 Billionen Euro.11 

10	 2007 waren rund 290 000 Selbständige pflichtversichert in der 
GRV. Hierzu zählen zum Beispiel Selbständige, die als Handwerker, 
Lehrer, Seelotsen oder Hebammen arbeiten; vgl. Deutsche Renten
versicherung Bund: Aktuelle Daten 2009. Berlin 2008.
11	  Anwartschaften an Betriebsrenten und berufsständische Ver-
sorgungswerke von noch aktiven Versicherten sind dabei aus Daten-
gründen nicht berücksichtigt. Der Gegenwartswert der ebenfalls nicht 
einbezogenen Anwartschaften an die Hinterbliebenenversorgung be-
läuft sich auf weniger als 180 Milliarden Euro. Diese Beträge ergeben 
sich bei einem Diskontierungssatz von drei Prozent. Alternative An-
nahmen führen zu deutlich anderen Gegenwartswerten (ein Prozent: 
3,6 Billionen Euro; fünf Prozent: 6,1 Billionen Euro). Gleichwohl sind 
die hier vorgelegten zentralen Aussagen zur Verteilungswirkung der 
Alterssicherungsvermögen unabhängig von der Wahl des Zinssatzes 
weitgehend stabil.

Beamte führen auch die Hierarchie 
der Gesamtvermögen an 

Der Gegenwartswert der Renten- und Pensions-
anwartschaften betrug 2007 im Durchschnitt al-
ler aktuellen und künftigen Rentner beziehungs-
weise Pensionäre ab 17 Jahren 67 000 Euro. Er 
macht damit einen erheblichen Teil des gesamten 
individuellen Nettovermögens aus. Dieses belief 
sich auf rund 155 000 Euro – 76 Prozent mehr 
als das Geld- und Sachvermögen in Höhe von 
durchschnittlich 88 000 Euro. Der Median des 
erweiterten Vermögens erreicht über 80 000 
Euro, auch dies ist erheblich mehr als der Me-
dian des Geld- und Sachvermögens in Höhe von 
rund 15 000 Euro.

Innerhalb der Gruppe der Arbeiter und Angestell-
ten sind die Unterschiede beim Gegenwartswert 
der Rentenanwartschaften wesentlich weniger 
ausgeprägt als beim individuellen Geld- und Sach-
vermögen. So variierten diese bei Ungelernten, 
Facharbeitern und Angestellten mit qualifizierter 
Tätigkeit nur zwischen 40 000 und 49 000 Euro. 
Diese vergleichsweise geringe Spanne ist unter 
anderem bedingt durch die Pflichtmitgliedschaft 
in der GRV, wodurch für jeden abhängig Beschäf-
tigten Anwartschaften gebildet werden. Zudem 
wirkt die Beitragsbemessungsgrenze, nach der die 
Anwartschaften ebenso wie die Beiträge ab einer 
gewissen Einkommenshöhe gedeckelt werden, ni-
vellierend. Dennoch erreicht bei Angestellten mit 
umfassender Führungstätigkeit der Gegenwarts-
wert der Rentenanwartschaften ein Niveau von 
knapp 80 000 Euro, was neben den überdurch-
schnittlichen Erwerbseinkommen auch durch ein 
höheres Lebensalter dieser Gruppe (Median: 47 
Jahre) und entsprechend längerer Einzahlungs-
dauer in die Altersvorsorgesysteme erklärt werden 
kann. Die relative Erweiterung des individuellen 
Geld- und Sachvermögens durch die Hinzurech-
nung des Alterssicherungsvermögens fällt bei den 
ungelernten Arbeitern und Angestellten mit 117 
Prozent am stärksten aus und sinkt – trotz absolut 
höherer Werte – bei den Angestellten mit umfas-
senden Führungsaufgaben auf 26 Prozent.

Beamte des einfachen und mittleren Dienstes 
können im Durchschnitt mit Anwartschaften vor-
rangig aus Pensionen in Höhe von 80 000 Euro, 
Beamte höherer Laufbahnen mit knapp 130 000 
Euro rechnen. Der relative Zuwachs gegenüber 
dem individuellen Geld- und Sachvermögen fällt 
mit knapp 130 Prozent beziehungsweise 91 Pro-
zent überdurchschnittlich aus. Die bereits relativ 
günstige Position der Beamten beim Geld- und 
Sachvermögen verbessert sich also noch durch 
die Hinzurechnung der Renten- und Pensions-
anwartschaften. 



Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 3/2010 9

Alterssicherungsvermögen dämpft Ungleichheit – aber große Vermögenskonzentration bleibt bestehen

Selbständige – insbesondere wenn sie Unterneh-
men mit mehreren Mitarbeitern führen – haben 
nur geringe Ansprüche an die Altersvorsorge-
systeme. Der Gegenwartswert der Rentenanwart-
schaften liegt hier bei etwas mehr als 20 000 
Euro. Bei allein tätigen Selbständigen ist er indes 
wesentlich höher. Mit 46 000 Euro liegt er über 
dem Wert für einfache und mittlere Arbeiter und 
Angestellte. Dies erklärt sich zum Teil durch das 
etwas höhere Lebensalter dieser Selbständigen. 
Zudem dürften viele von ihnen in einer früheren 
Tätigkeit sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt gewesen sein und überdurchschnittliche Er-
werbseinkommen bezogen haben.12 In sich ist die 
Gruppe der Soloselbständigen sehr heterogen. 
Zu ihr gehören mithelfende Familienangehöri-
ge – die vermutlich nur über geringe Renten-
anwartschaften verfügen – und Freiberufler, bei 
denen die Rentenanwartschaften erheblich höher 
ausfallen dürften.13 

Nicht Erwerbstätige, das heißt Personen im Er-
werbsalter, die im Erhebungsjahr dem Arbeits-
markt nicht zur Verfügung standen, weisen mit 
26 000 Euro nur geringe Rentenanwartschaften 
auf. Grund dafür dürfte sein, dass diese Personen 
auch zuvor nur für kurze Zeiten einer sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung nachgingen. 
Dagegen liegen die entsprechenden Werte für die 
Arbeitslosen mit knapp 40 000 Euro auf glei-
chem Niveau wie für die gering und mittel quali-
fizierten Arbeiter und Angestellten. Hier macht 
sich die Funktion der Arbeitslosenversicherung 
bemerkbar, bei der im Fall von offiziell registrier-
ter Arbeitslosigkeit weiterhin Beiträge an die GRV 
entrichtet werden – wenngleich mit gewissen Ab-
schlägen. Erst bei dauerhafter Arbeitslosigkeit 
und dem Bezug von Arbeitslosengeld II stagnie-

12	 Vergleiche Pannenberg, M.: Zunehmende Selbständigkeit in 
Deutschland von 1990 bis 1996. Starke Veränderungen im Bestand. 
Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 38/1998.
13	 Dabei ist aber zu beachten, dass für die noch aktiven Freiberufler 
in der hier vorgenommenen Approximation die Ansprüche an berufs-
ständische Versorgungswerke nicht enthalten sind, die deutlich über 
denen der GRV liegen.

ren die Rentenanwartschaften, da nur noch ein 
monatlicher Rentenanspruch von 2,19 Euro je 
Jahr mit Bezug von Arbeitslosengeld II gewährt 
wird. Diese Regelung gilt aber erst seit 2005, so-
dass diese sich bei den hier vorgelegten, bis 2007 
reichenden Berechnungen noch nicht nachhaltig 
auswirken kann. Die Rentenanwartschaften künf-
tiger (Langzeit-)Arbeitslosengeld-II-Empfänger 
werden deutlich schlechter ausfallen. Insgesamt 
ist der Gegenwartswert der Rentenanwartschaften 
für die Arbeitslosen der wichtigste Vermögens-
bestandteil; er macht 70 Prozent des gesamten 
Nettovermögens aus. Mit 56 000 Euro liegen die 
Arbeitslosen allerdings am unteren Ende der Ver-
mögenshierarchie. 

Für die Rentner und Pensionäre zeigen sich weit 
überdurchschnittliche Vermögensansprüche an 
Alterssicherungssysteme, die sich bei diesen Ko-
horten auch durch vergleichsweise geringe Er-
werbsunterbrechungen erklären. Bei Rentnern 
beträgt der Gegenwartswert der Anwartschaften 
125 000 Euro, während dieser bei Pensionären 
aufgrund des deutlich besseren Absicherungs-
niveaus bei über 300 000 Euro liegt. Das erwei-
terte Nettovermögen der Rentner beläuft sich 
auf 230 000 Euro, das der Pensionäre erreicht 
dagegen – auch aufgrund ihrer bereits günstigen 
Position bei den Geld- und Sachvermögen – mehr 
als 500 000 Euro. 

Nicht jeder hat Vermögen –  
aber praktisch jeder hat Anwartschaften

Das Maß für die Vermögensungleichheit, der 
Gini-Koeffizient, zeigt für die Geld- und Sach-
vermögen mit rund 0,8 einen sehr hohen Wert.14 
Durch die Berücksichtigung der Altersversor-
gungsansprüche sinkt dieses Maß auf 0,64, was 

14	 Der Gini-Koeffizient ist ein statistisches Maß zur Darstellung von 
Ungleichheit. Er kann Werte zwischen 0 und 1 annehmen. Je näher der 
Wert bei 1 liegt, desto größer ist die Ungleichheit. 

Tabelle 2

Einfluss von Altersversorgungsansprüchen auf die Vermögensverteilung1 in Deutschland 
2007

Verteilungskennwerte
Individuelles Netto-Geld-  

und Sachvermögen 
Gegenwartswert2 der Renten- und 

Pensionsanwartschaften
Erweitertes individuelles  

Netto-Vermögen

Mittelwert in Euro 88 034 67 302 155 336

Median in Euro 15 288 32 835 81 426

Gini-Koeffizient 0,799 0,617 0,637

p90:p50-Verhältnis3 14,547 5,362 4,375

1 	 Untersuchungspopulation: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
2 	 Bei einer Diskontierungsrate von drei Prozent, ohne Hinterbliebenenversorgung.
3 	 Unterster Wert der obersten zehn Prozent der Vermögensverteilung im Verhältnis zum Median (50 Prozent).

Quelle: SOEP 2007 DIW Berlin 2010
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einem Rückgang um gut 20 Prozent entspricht 
(Tabelle 2). Die geringere Konzentration der Al-
tersversorgungsansprüche – der Gini-Koeffizient 
beträgt 0,617 – resultiert daraus, dass faktisch jede 
erwerbstätige Person Anwartschaften an eines 
der Sicherungssysteme erwirbt. Im Gegensatz 
dazu hat mehr als ein Viertel der Erwachsenen 
keinerlei Netto-Geld- und Sachvermögen. Im Er-
gebnis bedeutet die Erweiterung des Vermögens-
begriffs, dass sich das Verhältnis zwischen dem 
niedrigsten Vermögen der obersten zehn Prozent 
der Verteilung und dem Median von etwa 14,6 auf 
rund 4,4 reduziert – ein deutlicher Hinweis auf 
eine massive Dämpfung der Ungleichheit durch 
Altersicherungsvermögen. 

Der hohe Verbreitungsgrad und die gleichmäßi-
gere Verteilung der Altersversorgungsansprüche 
werden deutlich, wenn man die beiden Vermö-
genskomponenten direkt gegenüberstellt (Ab-
bildung 2). Unterteilt nach den Dezilen der Geld- 
und Sachvermögensverteilung zeigt sich, dass 
vom ersten bis zum fünften Dezil (also in der 
unteren Hälfte der nach dem Vermögen sortierten 
Personen) mit durchschnittlich rund 40 000 bis 
50 000 Euro ein durchweg ähnliches Niveau an 
Renten- und Pensionsanwartschaften akkumu-
liert wird. Ab dem sechsten Dezil nehmen die 
Altersversorgungsansprüche zu und erreichen im 

zehnten Dezil einen Gegenwartswert von mehr 
als 120 000 Euro. Hierzu trägt das in den Alters-
vorsorgesystemen angewendete Äquivalenzprin-
zip des engen Zusammenhangs zwischen der 
Höhe des individuellen Erwerbseinkommens und 
der Höhe der Altersvorsorgeansprüche bei. 

Zunehmende Kluft zwischen  
Ost- und Westdeutschland

Das durchschnittliche individuelle Netto-Geld- 
und Sachvermögen war 2007 in Westdeutschland 
um rund 70 000 Euro höher als in Ostdeutsch-
land. Rund um das Verrentungsalter (63 bis 67 
Jahre) war dieser Unterschied mit rund 110 000 
Euro noch weitaus größer (Abbildung 3). Bei 
GRV-Bestandsrentnern sind zwar die durch-
schnittlichen Zahlbeträge in Ostdeutschland, 
insbesondere aufgrund der dort traditionell hö-
heren Erwerbsbeteiligung von Frauen, derzeit 
noch leicht höher als in Westdeutschland.15 Den-
noch steigt durch die Berücksichtigung aller 
Renten- und Pensionsanwartschaften in dieser 
Altersgruppe das durchschnittliche individuel-
le Vermögen im Westen um mehr als 190 000 
Euro auf fast 350 000 Euro. Im Osten fällt der 
Zuwachs mit rund 140 000 Euro auf 190 000 
Euro deutlich geringer aus.16 Der stärkere Effekt 
in Westdeutschland geht vor allem auf Betriebs-
renten und Beamtenpensionen zurück, die in 
Ostdeutschland nur wenig verbreitet sind. 

Auffallend ist zudem, dass sich die Unterschiede 
beim erweiterten Vermögen ab der Altersgruppe 
der 40-Jährigen deutlich vergrößern. Während 
hier bei Westdeutschen Vermögen weiter auf-
gebaut wird, stagniert dieses bei Ostdeutschen 
zwischen 40 und 45 Jahren. In dieser Kohorte 
dürften sich insbesondere Zeiten mit (Langzeit-)
Arbeitslosigkeit nachteilig auswirken. Die Kom-
bination von niedrigen individuellen Geld- und 
Sachvermögen und den für künftige Rentnerko-
horten durchschnittlich niedrigeren Rentenan-
wartschaften in Ostdeutschland birgt die Gefahr 
zunehmender Altersarmut, da die Möglichkeiten 
zur Eigenvorsorge hier offensichtlich geringer 
sind als in Westdeutschland. 

15	 Vgl. zur Entwicklung der Zahlbeträge bei Neurentnern der GRV 
Himmelreicher, R., Stuchlik, A.: Entwicklung und Verteilung von Ent-
geltpunkten in der gesetzlichen Rentenversicherung. In: Deutsche 
Rentenversicherung 6, 2008, 532–547.
16	 Aufgrund der niedrigeren Netto-Geld- und Sachvermögen in 
Ostdeutschland hat das Alterssicherungsvermögen dort eine relativ 
größere Bedeutung. 

Abbildung 2

Verteilung des individuellen Geld- und Sachvermögens und des 
Gegenwartswerts1 der Altersversorgungsansprüche 2007
In 1 000 Euro
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Fazit und Ausblick 

Der Gegenwartswert aller Renten- und Pensions-
anwartschaften in Deutschland belief sich im Jahr 
2007 bei einer unterstellten Diskontierungsrate 
von drei Prozent auf rund 4,6 Billionen Euro 
(ohne Anwartschaften auf Betriebsrenten und 
berufsständische Versorgung von noch im Er-
werbsleben stehenden Versicherten sowie ohne 
Hinterbliebenenversorgung). Im Durchschnitt 
entspricht dies einem individuellen Anspruch 
in Höhe von 67 000 Euro. Dieser Wert variiert 
stark nach Erwerbsdauer und beruflicher Stel-
lung. Beamte und Pensionäre halten ein stark 
überdurchschnittliches Vermögen aus Renten- 
und Pensionsanwartschaften. Unter Berücksich-
tigung der Rentenanwartschaften relativiert sich 
die dominierende Stellung der Selbständigen in 
der Netto-Geld- und Sachvermögenshierarchie. 
So weisen Pensionäre im Durchschnitt ein er-
weitertes Nettovermögen (inklusive Pensions-
anwartschaften) in Höhe von mehr als 500 000 
Euro auf und damit mehr als Selbständige mit 
einem mittelgroßen Betrieb. Bezieher einer GRV-
Rente erreichen dagegen nicht einmal die Hälfte 
dieses Wertes.

Angesichts der aktuellen Entwicklungen in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung erscheinen die 
Beitragsfreiheit zur Alterssicherung von Beamten 
während der aktiven Phase17 – mit entsprechend 
verbesserten Akkumulationsmöglichkeiten für 
Geld- und Sachvermögen im Vergleich zu an-
deren abhängig Beschäftigten18 – und das über-
durchschnittliche Versorgungsniveau während 
der passiven Phase diskussionsbedürftig. 

Eine wichtige Einschränkung der vorliegenden 
Analyse besteht darin, dass allein die erworbenen 
Anwartschaften ausgewiesen werden, Beitrags-
verpflichtungen bleiben unberücksichtigt.19 Die 
Vermögenslage der Arbeiter und Angestellten 
würde sich unter Berücksichtigung der Zahlungs-
verpflichtungen deutlich ungünstiger darstellen 
und könnte sogar in einem negativen Vermögens-
saldo bis in mittlere Altersgruppen resultieren. 
Gleichzeitig würde die privilegierte Stellung der 
Beamten aufgrund der Beitragsfreiheit noch deut-
licher werden. Etwas gemildert wird die Diskre-
panz dadurch, dass die Finanzierung des Bundes-
zuschusses zur Gesetzlichen Rentenversicherung 

17	 Die höhere Besteuerung von Pensionen gegenüber Renten ist in 
der hier vorgelegen Nettobetrachtung bereits berücksichtigt.
18	 Dies wird verstärkt durch die Tatsache, dass Beamte faktisch 
keinem Arbeitslosigkeitsrisiko unterliegen.
19	 Eine genaue Quantifizierung der Verbindlichkeiten an Alters-
sicherungssysteme ist äußerst kompliziert. Es bedarf unter anderem 
einer Simulation von noch nicht geborenen Kohorten, für die allesamt 
bereits bei Geburt ein negatives Vermögen vorläge. 

durch allgemeine Steuermittel erfolgt, zu denen 
alle Personen beitragen. 

Das Risiko der Einkommensarmut ist für die der-
zeitigen Ruheständler zwar unterdurchschnittlich, 
für künftige Rentnerkohorten muss aber – insbe-
sondere aufgrund von arbeitslosigkeitsbedingten 
Erwerbsunterbrechungen – mit einer Zunahme 
des Altersarmutsrisikos gerechnet werden. Dieser 
Effekt wird durch das allgemein sinkende Renten-
niveau in der gesetzlichen Rentenversicherung 
verstärkt werden. Insofern ist die Entwicklung 
des individuellen Vermögens (unter Berücksichti-
gung der Rentenanwartschaften) in den mittleren 
Altersgruppen in Ostdeutschland besorgniserre-
gend. Bereits heute sind hier deutliche Lücken in 
der Altersversorgung erkennbar. 

Die vorliegenden Analysen beziehen sich auf das 
Jahr 2007 und dementsprechend auf die Situa-
tion vor der Finanzkrise. Die Auswirkungen die-
ser Krise insbesondere auf die Geldvermögen20 
der privaten Haushalte sind in der langfristigen 
Betrachtung aber als eher gering einzuschät-
zen. Die hier präsentierten Befunde betonen die 
hohe Relevanz der Renten- und Pensionsanwart-
schaften für die Vermögensverteilung und ihre 

20	 So ist zwar das gesamte Geldvermögen der privaten Haushalte 
von 2007 auf 2008 um 2,4 Prozent zurückgegangen, jedoch nach 
einer langen Phase eines nahezu kontinuierlichen starken Anstiegs. 
Zwischen 2001 und 2007 ist das gesamte Geldvermögen um mehr 
als 32 Prozent oder 1 120 Milliarden Euro gewachsen, vgl. Deutsche 
Bundesbank: Zeitreihe CEB00I: Geldvermögen insgesamt. Stand 
vom 4.11.2009, www.bundesbank.de/statistik/statistik_zeitreihen.
php?func=row&tr=ceb00i&year=. 

Abbildung 3

Individuelles Geld- und Sachvermögen und Gegenwartswert1  
der Altersversorgungsansprüche nach Alter und Region 2007 
In 1 000 Euro
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gesamtwirtschaftliche Stabilisierungsfunktion 
in Deutschland.21 Ein umlagebasiertes Alterssi-
cherungssystem wie die Gesetzliche Rentenver-
sicherung ist kurzfristig deutlich krisensicherer 
als eine rein kapitalfundierte Altersversorgung. 
Diese Stabilisierungsfunktion wird aber durch 
die aufgrund der demographischen Entwicklung 
teilweise unumgänglichen Reformen der Alterssi-
cherung eingeschränkt. Einige dieser Auswirkun-
gen werden sich erst mit zeitlicher Verzögerung 

21	 Vgl. zur stabilisierenden Funktion der Rentenversicherung Faik, J., 
Köhler-Rama, T.: Konjunktur und gesetzliche Rentenversicherung. In: 
Sozialer Fortschritt 58(6), 2009, 129–136.

bemerkbar machen. Exemplarisch sei hier die 
Absenkung der zu erwerbenden Rentenpunkte 
bei Bezug von Arbeitslosengeld II genannt. Dies 
führt bei langem Bezug zu einem deutlich erhöh-
ten Risiko relativer Einkommensarmut oder hö-
herer Abhängigkeit von einer Grundsicherung im 
Alter. Insgesamt ist davon auszugehen, dass der 
seit etwa 1993 zu beobachtende Trend einer zu-
nehmenden Vermögensungleichheit in Deutsch-
land22 durch die Reformen der Alterssicherung 
weiter verstärkt wird. 

22	 Vgl. Stein, H., a.a.O.
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Joscha Beckmann, Ansgar Belke, Michael Kühl

How Stable Are Monetary Models of the Dollar-Euro Exchange Rate?  
A Time-varying Coefficient Approach

This paper examines the significance of different fundamental regimes by applying various mon-
etary models of the exchange rate to one of the politically most important exchange rates, the 
exchange rate of the US dollar vis-à-vis the euro (the DM). We use monthly data from 1975:01 to 
2007:12. Applying a novel time-varying coefficient estimation approach, we come up with inter-
esting properties of our empirical models. First, there is no stable long-run equilibrium relation-
ship among fundamentals and exchange rates since the breakdown of Bretton Woods. Second, 
there are no recurring regimes, i.e. across different regimes either the coefficient values for the 
same fundamentals differ or the significance differs. Third, there is no regime in which no funda-
mentals enter. Fourth, the deviations resulting from the stepwise cointegrating relationship act as 
a significant error-correction mechanism. In other words, we are able to show that fundamentals 
play an important role in determining the exchange rate although their impact differs signifi-
cantly across different sub-periods.

Discussion Paper Nr. 944
November 2009

Bernd Görzig, Martin Gornig, Ramona Voshage, Axel Werwatz

Product Policy and the East-West Productivity Gap:  
Evidence from German Manufacturing Firms

After 20 years of transition from an economy integrated in an exchange scheme of planned 
economies towards an open market economy based on the ideas of competition, we ask whether 
East German firms succeeded in finding their place in the international division of labour. We con-
centrate on the question, to what extent they have caught up with the productivity level of their 
Western counterparts of similar size and sector and how this productivity difference is related 
to changes in their product policy. We analyse these questions with a unique data set provided 
by Statistics Germany that contains both product policy and productivity information for indi-
vidual manufacturers from both parts of the country. Using a decomposition approach suggested 
by Nopo (2008) as a nonparametric extension of the widely-used Oaxaca-Blinder methodology 
(Blinder 1973; Oaxaca 1973) we find that the time span from 1995 - 2004 has two component 
periods: a period of adaptation from 1995 to 2001and a period of branding from 2002 to 2004. 
The initial period is characterized by a smaller share of Eastern firms that modify their product 
range and by a large productivity gap of Eastern Non-Modifiers if compared to Western Non-Mod-
ifiers of comparable size and sector. The evidence for the second period, however, points to a more 
active and established role of East German manufacturers: more of them alter their product range 
and step up their productivity performance.

Discussion Paper Nr. 945
November 2009

Konstantin A. Kholodilin, Maximilian Podstawski, Boriss Siliverstovs, Constantin Bürgi

Google Searches as a Means of Improving the Nowcasts  
of Key Macroeconomic Variables

The Google Insights data are a collection of recorded Internet searches for a huge number of the 
keywords, which are available since January 2004. These searches represent a kind of revealed 
perceptions of Internet users, which are a (possibly not entirely representative) sample of the 
general public. These data can be used to improve the short-term forecasts or nowcasts of various 
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macroeconomic variables. In this paper, we compare the nowcasts of the growth rates of the real 
US private consumption based on both the conventional consumer confidence indicators and the 
Google indicators. The latter are extracted from the Google searches using the principal compo-
nent analysis. It is shown that the Google indicators are especially successful at predicting private 
consumption in times of economic trouble, for they are 20% more accurate than the best alterna-
tive during the 2008m1–2009m5 forecast period. In addition, Google indicators are available at 
weekly frequency and not subject to revisions. This makes them an excellent source of information 
for the macroeconomic forecasting.

Discussion Paper Nr. 946
November 2009

Wolf-Peter Schill, Claudia Kemfert

The Effect of Market Power on Electricity Storage Utilization:  
The Case of Pumped Hydro Storage in Germany 

In this paper, we develop the game-theoretic electricity market model ElStorM that includes the 
possibility of strategic electricity storage. We apply the model to the German electricity market 
and analyze different realistic and counterfactual cases of strategic and non-strategic pumped 
hydro storage utilization by different players. We find that the utilization of storage capacities 
depends on the operator and its ability to exert market power both regarding storage and conven-
tional generation capacities. The distribution of storage capacities among players also matters. 
A general finding is that strategic operators tend to under-utilize their storage capacities. This 
affects generation patterns of conventional technologies and market outcomes. Strategic under-
utilization of storage capacities might also diminish their potential for renewable energy integra-
tion. Accordingly, economic regulation of existing and future storage capacities may be necessary, 
depending on policy objectives. We also find that the introduction of electricity storage generally 
increases overall welfare, while outcomes vary between different cases. Strategic storage utiliza-
tion decreases consumer rent compared to non-strategic storage utilization. However, this effect 
is less pronounced if storage capacities are distributed among several players. 

Discussion Paper Nr. 947
November 2009

Olaf J. de Groot, Tilman Brück, Carlos Bozzoli

How Many Bucks in a Bang:  
On the Estimation of the Economic Costs of Conflict

The estimation of the costs of conflict is currently receiving a lot of attention in the literature. This 
paper aims to give a thorough overview of the existing literature, first by addressing the history of 
case studies that address conflict costs and second by looking at the existing body of cross-country 
analyses for conflict costs. In addition to the existing cross-country literature, a number of stud-
ies that only concern themselves with particular elements of conflict costs are included as well. 
In the end, this paper combines the insights from these previous analyses to explore how much 
room there is to further improve the existing studies. Specific recommendations are given how to 
proceed with the development of the field of conflict cost measurement.

Discussion Paper Nr. 948
November 2009
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Themen des nächsten Wochenberichts:
Frauen in Vorständen und Aufsichtsräten

Volkszählung

Alexander Schiersch

Inefficiency in the German Mechanical Engineering Sector

This paper aims to examine the relative efficiency of German engineering firms using a sample of 
roughly 23,000 observations between 1995 and 2004. As these firms had been successful in the 
examination period in terms of output- and export-growth, it is expected that a majority of firms 
is operating quite efficiently and that the density of efficiency scores is skewed to the left. Moreo-
ver, as the German engineering industry is dominated by medium sized firms, the question arises 
whether these firms are the most efficient ones. Finally an increasing efficiency gap between 
size classes over time is important since that would be a signal for a structural problem within 
the industry. The analysis - using recently developed DEA methods like bootstrapping or outlier 
detection—contradicts the two first expectations. The firms proved to operate quite inefficiently 
with an overall mean of 0.69, and efficiency differs significantly with firm size whereas medium 
sized firms being on average the least efficient ones. When looking at changes in efficiency over 
time, we find a decreasing efficiency gap between size classes.

Discussion Paper Nr. 949
November 2009

Stefan Bach, Hermann Buslei

The Impact of Losses on Income Tax Revenue and  
Implicit Tax Rates of Different Income Sources:  
Evidence from Microsimulation Using Tax Statistics for Germany

In order to calculate the burden of a comprehensive and progressive income tax falling on a cer-
tain income source, an apportionment scheme for the entire tax burden has to be chosen. This 
raises the question of how to deal with losses, which is relevant for Germany in view of the heavy 
losses from renting. Using micro data from tax statistics we analyze the income tax shares of func-
tional income sources for three apportionment schemes. The choice of the apportionment scheme 
markedly affects the tax shares of income sources and the implicit tax rates, in particular those of 
capital income.

Discussion Paper Nr. 950
November 2009

Thure Traber, Claudia Kemfert

Refunding ETS-Proceeds to Spur the Diffusion of Renewable Energies:  
An Analysis Based on the Dynamic Oligopolistic Electricity Market Model 
EMELIE

We use a quantitative electricity market model to analyze the welfare effects of refunding a share 
of the emission trading proceeds to support renewable energy technologies that are subject to 
experience effects. We compare effects of supporting renewable energies under both perfect and 
oligopolistic competition with competitive fringe firms and emission trading regimes that achieve 
70 and 80 percent emission reductions by 2050. The results indicate the importance of market 
power for renewable energy support policy. Under imperfect competition welfare improvements 
is maximized by refunding ten percent of the emission trading proceeds, while under perfect com-
petition the optimal refunding share is only five percent. However, under both behavioral assump-
tions we find significant welfare improvements due to experience effects which are induced by the 
support for renewable energy.

Discussion Paper Nr. 951
November 2009
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Alarmismus hilft nicht 
von Gert G. Wagner*

Die tragischen Folgen des verheerenden Erdbeben in Haiti sind für die 
Menschen dort eine Katastrophe biblischen Ausmaßes. Dennoch sind sie 
– neben der jetzt dringend gebotenen weltweiten Hilfe – auch ein An-
lass, über die eigenen Vorstellungen von Katastophe nachzudenken.

Wie alle Erdbeben war auch das Erdbeben von Haiti nicht vorhersehbar. Gott sei Dank 
kommen derart tragische Naturkatastrophen nur sehr selten vor. Bei vielen der Europa 
heimsuchenden Katastrophen ist es umgekehrt. Sie werden vorhergesagt, werden aber 
niemals Wirklichkeit. Diese Art von potentiellen Katastrophen nimmt – so hat man den 
Eindruck – in der reichen westlichen Welt zu. Im letzten Jahr gehörten zu den ausge-
bliebenen Katastrophen die Schweinegrippe und die Massenarbeitslosigkeit aufgrund 
der Finanzmarktkrise. Und im neuen Jahr haben wir eine erste Prognose-Katastrophe 
schon recht gut überstanden, nämlich das befürchtete Schneechaos. Was aus der pro-
phezeiten katastrophalen Kreditklemme wird, wird man sehen. 

Es ist schon erstaunlich, dass ausgerechnet im Feuilleton der Süddeutschen Zeitung von 
Thomas Steinfeld auf den grassierenden Alarmismus hingewiesen wird. Feuilletonisten 
stehen ja eigentlich im Ruf, gerne zu übertreiben. Die Rolle der professionellen Über-
treiber haben aber inzwischen Wissenschaftler übernommen, die offenkundig glauben, 
dass auf sie mehr gehört wird, wenn sie den Teufel an die Wand malen. Die Reihe ist 
lang. Von den Ernährungswissenschaftlern, die ständig neue Krankheitsursachen finden, 
über die Soziologen, die die kinderlose Gesellschaft beschwören, hin zu Wirtschafts-
wissenschaftlern. Ganz besonders diese treten mit Katastrophen-Vorhersagen hervor. 
Eines der beliebtesten Genres ist die verheerende Staatsverschuldung, die uns alle und 
insbesondere künftige Generationen in den Untergang treibe. 

In der Tat ist es so, dass die komplizierten statistischen Verfahren, die Ökonomen immer 
weiter perfektioniert haben, analytisch immer schärfer werden und präzisere Aussagen 
zulassen. Freilich sind viele Ergebnisse auch ernüchternd, weil sie zeigen, dass die Zusam-
menhänge in der Volkswirtschaft und zwischen Wirtschaft und Gesellschaft so komplex 
sind, dass man sich vor falschen Prognosen sehr in Acht nehmen muss. Und dann muss 
man sich auch die Frage stellen, warum ausgerechnet der Zusammenhang zwischen 
wissenschaftlichen Ergebnissen und politischen Entscheidungen ganz einfach sein soll? 
Trotzdem unterstellen gerade auch Wirtschaftswissenschaftler einen extrem einfachen 
Wirkmechanismus: Je schriller der Alarm sei, umso eher werde man gehört. 

Bei einer Alarm-Inflation spricht aber nichts für die simple These, dass nur möglichst 
ausgefallene Warnungen gehört werden. Und dies ist gefährlich, da ein wirklich an-
gebrachter Alarm in Zukunft wahrscheinlich überhört werden wird. Wie wichtig ein 
rationaler Diskurs über Prognose-Probleme wäre, zeigt das Thema Klimawandel. Wenn 
die düsteren Prognosen wirklich stimmen sollten, haben wir keine Zeit mehr zuzuwarten.  
Jede schrille Stimme verhindert den überfälligen offenen Diskurs. 

*Prof. Dr. Gert G. Wagner leitet das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) am DIW Berlin.
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